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Generalversammlung  
 

A/RES/2625 (XXV) 
24. Oktober 1970 

2625 (XXV). Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Be-
ziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der 
Charta der Vereinten Nationen 

Die Generalversammlung, 

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 1815 (XVII) vom 18. Dezember 1962, 1966 (XVIII) vom 16. Dezember 1963, 
2103 (XX) vom 20. Dezember 1965, 2181 (XXI) vom 12. Dezember 1966, 2327 (XXII) vom 18. Dezember 1967, 2463 
(XXIII) vom 20. Dezember 1968 und 2533 (XXIV) vom 8. Dezember 1969, in denen sie die Bedeutung der fortschreiten-
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Anlage 

Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend 
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  Im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen haben die Staaten die Pflicht, jede Propa-
ganda für Angriffskriege zu unterlassen. 

  Jeder Staat hat die Pflicht, die Androhung oder Anwendung von Gewalt zum Zweck der Verletzung bestehender 
internationaler Grenzen eines anderen Staates oder als Mittel zur Lösung internationaler Streitigkeiten, einschließlich 
Gebietsstreitigkeiten und Probleme betreffend Staatsgrenzen, zu unterlassen. 

  Jeder Staat hat ebenso die Pflicht, jede Androhung oder Anwendung von Gewalt zum Zweck der Verletzung in-
ternationaler Demarkationslinien, wie Waffenstillstandslinien, zu unterlassen, die durch eine internationale Vereinba-
rung oder auf Grund einer solchen Vereinbarung errichtet wurden, deren Vertragspartei er ist oder die er aus anderen 
Gründen zu achten verpflichtet ist. Dies ist nicht so auszulegen, dass dadurch die Haltung der Parteien in Bezug auf 
den Status und die Auswirkungen solcher Linien nach den für sie geltenden speziellen Regelungen beeinträchtigt oder 
ihr vorübergehender Charakter betroffen wird. 

  Die Staaten haben die Pflicht, Vergeltungsmaßnahmen, die mit der Anwendung von Gewalt verbunden sind, zu 
unterlassen. 

  Jeder Staat hat die Pflicht, jede Gewaltmaßnahme zu unterlassen, welche die Völker, auf die sich die Erläuterung 
des Grundsatzes der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung bezieht, ihres Rechts auf Selbstbestimmung, Freiheit 
und Unabhängigkeit beraubt. 

  Jeder Staat hat die Pflicht, die Aufstellung oder die Förderung der Aufstellung irregulärer Streitkräfte oder be-
waffneter Banden, namentlich von Söldnern, zu unterlassen, die für Einfälle in das Hoheitsgebiet eines anderen Staa-
tes bestimmt sind. 

  Jeder Staat hat die Pflicht, die Organisierung, Anstiftung oder Unterstützung von Bürgerkriegs- oder Terrorhand-
lungen in einem anderen Staat und die Teilnahme daran oder die Duldung organisierter Aktivitäten in seinem Ho-
heitsgebiet, die auf die Begehung solcher Handlungen gerichtet sind, zu unterlassen, wenn die in diesem Absatz ge-
nannten Handlungen die Androhung oder Anwendung von Gewalt einschließen. 

  Das Hoheitsgebiet eines Staates darf nicht zum Gegenstand einer militärischen Besetzung als Ergebnis der An-
wendung von Gewalt unter Verletzung der Bestimmungen der Charta gemacht werden. Das Hoheitsgebiet eines Staa-
tes darf nicht zum Gegenstand der Aneignung durch einen anderen Staat als Ergebnis der Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt gemacht werden. Kein durch Androhung oder Anwendung von Gewalt erreichter Gebietserwerb 
wird als rechtmäßig anerkannt werden. Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht so auszulegen, als beeinträchtigten 
sie 

a) die Bestimmungen der Charta oder einer vor den Regelungen der Charta geschlossenen und nach dem Völ-
kerrecht gültigen internationalen Übereinkunft oder 

b) die Befugnisse des Sicherheitsrats nach der Charta. 
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Der Grundsatz, dass die Staaten ihre internationalen Streitigkeiten durch friedliche Mittel so beilegen, dass der 
Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden 

  Jeder Staat legt seine internationalen Streitigkeiten mit anderen Staaten durch friedliche Mittel so bei, dass der 
Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden. 

  Die Staaten bemühen sich daher um eine rasche und gerechte Beilegung ihrer internationalen Streitigkeiten 
durch Verhandlung, Untersuchung, Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche Entscheidung, Inanspruch-
nahme regionaler Einrichtungen oder Abmachungen oder durch andere friedliche Mittel ihrer Wahl. Beim Bemühen 
um eine solche Beilegung einigen sich die Parteien auf friedliche Mittel, die den Umständen und der Natur der Strei-
tigkeit angemessen sind. 

  Gelingt es ihnen nicht, eine Lösung durch eines der genannten friedlichen Mittel herbeizuführen, haben die Par-
teien einer Streitigkeit die Pflicht, ihre Bemühungen zur Beilegung der Streitigkeit mit anderen zwischen ihnen ver-
einbarten friedlichen Mitteln fortzusetzen. 

  Die an einer internationalen Streitigkeit beteiligten Staaten sowie andere Staaten unterlassen jede Handlung, 
welche die Lage verschärfen und dadurch die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit gefährden 
kann, und handeln im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen.  

  Internationale Streitigkeiten werden auf der Grundlage der souveränen Gleichheit der Staaten und nach dem 
Grundsatz der freien Wahl der Mittel beigelegt. Die Inanspruchnahme oder die Annahme eines von den Staaten frei 
vereinbarten Verfahrens zur Beilegung bestehender oder künftiger Streitigkeiten, an denen sie beteiligt sind, wird 
nicht als unvereinbar mit der souveränen Gleichheit angesehen. 

  Die vorstehenden Absätze berühren oder beeinträchtigen nicht die geltenden Bestimmungen der Charta, insbe-
sondere diejenigen, die sich auf die friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten beziehen. 

Der Grundsatz betreffend die Pflicht, im Einklang mit der Charta nicht in Angelegenheiten einzugreifen, die zur 
 inneren Zuständigkeit eines Staates gehören 

  Kein Staat und keine Staatengruppe hat das Recht, unmittelbar oder mittelbar, gleichviel aus welchem Grund, in 
die inneren oder äußeren Angelegenheiten eines anderen Staate(rs)5.8
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  Das Gebiet einer Kolonie oder eines anderen Hoheitsgebiets ohne Selbstregierung hat nach der Charta einen vom 
Hoheitsgebiet des Staates, von dem es verwaltet wird, gesonderten und unterschiedlichen Status; dieser gesonderte 
und unterschiedliche Status nach der Charta bleibt so lange bestehen, bis das Volk der Kolonie oder des Hoheitsge-
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ALLGEMEINER TEIL 

2. erklärt: 


